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  Amtliche Bekanntmachungen 

der Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg 

26/2018 (27. Februar 2018) 
 

Zulassungs- und Immatrikulations-
ordnung der Pädagogischen Hoch-

schule Ludwigsburg 
 

vom 27. Februar 20181
 

 
Gemäß § 8 und § 63 Abs. 2 des Gesetzes über die Hoch- 
schulen in Baden-Württemberg (Landeshochschulgesetz – 
LHG) vom 1. Januar 2005 (GBl. S. 1) in der Fassung vom 
1. April 2014 (GBl. S. 99) hat der Senat der Pädagogischen 
Hochschule Ludwigsburg am 23. Februar 2018 folgende 
Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Pädagogi-
schen Hochschule Ludwigsburg beschlossen. 
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I. Allgemei-
nes 

§ 1 Grundsätze 

(1) Die Einschreibung (Immatrikulation) als Studierende 
bzw. Studierender begründet die Mitgliedschaft in der 
Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg mit allen 
Rechten und Pflichten, die sich aus dem Landeshoch-
schulgesetz, dieser Satzung und anderen Rechtsvor-
schriften – insbesondere den Studien- und Prüfungsord-
nungen – ergeben. 

(2) Studierende, die an einer anderen Hochschule immatri-
kuliert sind, können in der Regel nicht zugleich an der 
Pädagogischen Hochschule Ludwigsburg immatrikuliert 
werden. Dies gilt nicht, soweit eine Prüfungsordnung 
eine Mehrfachimmatrikulation vorsieht. Vereinbarungen 
mit anderen Hochschulen über gemeinsame Studien-
gänge (§ 6 Abs. 1 LHG) bleiben unberührt. 

§ 2 Allgemeine Verfahrensregeln 

(1) Studierende, Studienbewerberinnen und Studienbewer-
ber sind verpflichtet, die von der Hochschule bereit ge-
stellten  

Online-Funktionen einzusetzen und Anträge elektro-
nisch zu stellen. Dies betrifft insbesondere die Online-
Bewerbung, die Online-Einschreibung, die Online-Rück-
meldung und den Online-Bescheinigungsdruck über das 
Hochschulportal Lehre, Studium, Forschung (LSF) sowie 
weitere Anträge im Verlauf des Studiums. Für begrün-
dete Härtefälle sind Ausnahmeregelungen vom Online-
verfahren zu treffen. Über das Vorliegen eines Härtefalls 
entscheidet die Studienabteilung bzw. das Prüfungsamt 
je nach Zuständigkeit. 

(2) Anträge und antragsbegründende Unterlagen sind in der 
von der Hochschule für die weitere Bearbeitung gefor-
derten Form vorzulegen; bei einer elektronischen Akten-
führung kann dies z.B. bedeuten, dass Dokumente in ge-
scannter Form bereitgestellt werden. Zeugnisse sind bei 
der Bewerbung bzw. Einschreibung in amtlich beglaubig-
ter Kopie einzureichen2. Nachweise müssen die ausstel-
lende Stelle erkennen lassen. Besondere Umstände, die 
einen Antrag begründen, sind schriftlich darzustellen und 
durch Nachweise zu belegen. Auf Aufforderung ist ein 
gültiger Ausweis vorzulegen; bereits immatrikulierte Stu-
dierende legen ihren Studierendenausweis/Chipkarte 
vor. 

(3) Soweit eine Antragstellerin bzw. ein Antragsteller verhin-
dert und Vertretung zulässig ist, kann die Vertretung 
durch eine bevollmächtigte Person erfolgen, die ihre 
Vollmacht schriftlich nachzuweisen hat. Die eigenhän-
dige Unterschrift muss von der bzw. dem Vertretenen bis 
zur ersten Vorlesungswoche nachgeholt werden.  

(4) Bei der Bewerbung für einen konsekutiven Masterstudi-
engang, ist – soweit die Zulassung eine vorbehaltliche 

2 Wird die Bewerbung vollständig in elektronischer Form mit 
elektronischen Formularen und eingescannten Dokumenten 
durchgeführt, kann sich der Nachweis antragsbegründender 
Dokumente in beglaubigter Form gemäß § 3 Abs. 4 von der 
Bewerbungs- in die Einschreibungsphase verlagern. 
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Bewerbung und Einschreibung zulässt und das Ba-
chelorzeugnis zum Zeitpunkt der Immatrikulation noch 
nicht vorliegt – vorübergehend eine Paralleleinschrei-
bung im Bachelor- und im Masterstudiengang möglich. 
Das Bachelorzeugnis soll spätestens bis 30.11. (Winter-
semester) bzw. 31.05. (Sommersemester) bei der Studi-
enabteilung nachgereicht werden. 

Eine Paralleleinschreibung in einem Erweiterungsfach 
(Zertifikatsstudium) ist gemäß der entsprechenden Zerti-
fikatssatzung für die Dauer der Einschreibung im regulä-
ren Hauptstudium möglich. 

(5) Für die Dauer der Immatrikulation an der Pädagogischen 
Hochschule Ludwigsburg erhalten die Studierenden eine 
individualisierte hochschulbezogene E-Mail-Adresse mit 
der Domain name@stud.ph-ludwigsburg.de. Die Studie-
renden verpflichten sich, diese E-Mail-Adresse während 
des Studiums zu nutzen, da der auf das Studium bezo-
gene Mailkontakt zwischen Lehrkörper und den Studie-
renden bzw. zwischen Organisation/Hochschulverwal-
tung und Studierenden während des Studiums bis zur 
Exmatrikulation ausschließlich über die  E-Mail-Adresse 
der Pädagogischen Hochschule für den Studierenden 
erfolgt. 

II. Zulassung und Im-
matrikulation  

§ 3 Zulassungsantrag 

(1) Der formgerechte und vollständige Antrag auf Zulas-
sung für alle grundständigen Studiengänge, für die Zu-
lassungszahlen festgesetzt sind, ist einzureichen: 

 für das Sommersemester bis zum 15. Januar (Aus-
schlussfrist), 

 für das Wintersemester bis zum 15. Juli (Aus-
schlussfrist). 

Diese Fristen gelten auch für Anträge, mit denen ein 
Anspruch auf Zulassung außerhalb der festgesetzten 
Zulassungszahl geltend gemacht wird. 

In Studiengängen ohne Zulassungsbeschränkung ist 
der Antrag auf Zulassung/Immatrikulation 

 für das Sommersemester bis zum 15. Januar, 

 für das Wintersemester bis zum 15. Juli 

zu stellen. 

(2) Für Masterstudiengänge, insbesondere für die Lehr-
amts-Masterstudiengänge und für die weiterbildenden 
Masterstudiengänge gelten teilweise abweichende, 
frühere Bewerbungsfristen, die in der jeweiligen Zulas-
sungssatzung bzw. in den Bewerbungsunterlagen fest-
gelegt sind.  

(3) Bei den Bachelorstudiengängen, die nicht zum Lehramt 
führen, und einem Teil der Masterstudiengängen gibt es 
nur einen jährlichen Zulassungs- bzw. Einschreibungs-
termin zum Wintersemester, welcher in der jeweiligen 
Auswahl- bzw. Zulassungssatzung bzw. in den Bewer-
bungsunterlagen festgelegt ist. 

(4) Studienbewerberinnen bzw. Studienbewerber richten 
ihre Anträge auf der bereit gestellten web-basierten Be-
werbungsplattform mit den offiziellen Formularen an die 

 Pädagogische Hochschule Ludwigsburg 
 Studienabteilung 
 Postfach 220 
 71602 Ludwigsburg 

Eine Antragstellung per Fax ist nicht zuläs-

sig. Dem Antrag sind beizufügen: 

1. eine amtlich beglaubigte Abschrift oder amt-
lich beglaubigte Fotokopie des Reifezeugnis-
ses oder der sonstigen Hochschulzugangsbe-
rechtigung (§ 58 LHG). 

Bei ausländischen Bildungsnachweisen deutscher 
Studienbewerberinnen bzw. Studienbewerber ist 
die Bescheinigung über die Feststellung der 
Gleichwertigkeit der Vorbildung mit Angabe der 
Durchschnittsnote durch das Kultusministerium o-
der die zuständige Stelle des Landes beizufügen, 
in welchem der Wohnort liegt. Wurde die Prüfung 
der Gleichwertigkeit auf die Hochschule übertra-
gen, so prüft die Hochschule selbst. Internationale 
Bewerberinnen und Bewerber mit ausländischen 
Zeugnissen fügen das Zeugnis in der Originalspra-
che in amtlich beglaubigter Kopie bei. Ist das aus-
ländische Zeugnis nicht in Englisch oder Franzö-
sisch ausgestellt, so ist weiterhin eine Übersetzung 
in die deutsche oder englische Sprache in amtlich 
beglaubigter Fotokopie einzureichen. Diese Be-
scheinigungen sind der Hochschule zusammen mit 
dem Zeugnis der Hochschulzugangsberechtigung 
vorzulegen; 

2. ein Nachweis der bestandenen Aufnahmeprü-
fung für das Studium der Fächer Kunst, Musik 
und Sport nach § 58 Abs. 5 und 6 LHG (Stu-
dierfähigkeitsnachweis für das Fach); 

3. ein Lebenslauf mit der Darstellung des bishe-
rigen Werdegangs in tabellarischer Form so-
wie bei bestimmten Studiengängen und Fä-
chern ggf. ein Motivationsschreiben; 

4. eine Bescheinigung über eine abgeschlos-
sene Ausbildung in einem Ausbildungsberuf 
oder eine praktische Tätigkeit, soweit dies 
durch Satzung nach § 58 Abs. 7 LHG für be-
stimmte Studiengänge vorgeschrieben ist; 

5. für das Studium in einem Lehramts-Bachelor-
studiengang den Nachweis einer Teilnahme 
am Lehrerorientierungstest gemäß § 60 Abs. 
2 Nr. 6, 3. Halbsatz LHG; die Einzelheiten re-
gelt die Satzung über das Studienorientie-
rungsverfahren der Pädagogischen Hoch-
schule Ludwigsburg; 
für das Studium in einem anderen Bachelor-
studiengang oder einem anderen grundständi-
gen Studiengang außerhalb der Lehramtsstu-
diengänge den Nachweis einer Teilnahme an 
einem Studienorientierungsverfahren gemäß 
§ 60 Abs. 2 Nr. 6, 1. Halbsatz LHG; die Einzel-
heiten regelt die Satzung über das Studienori-
entierungsverfahren der Pädagogischen 
Hochschule Ludwigsburg; 

6. ein Nachweis von Studienzeiten, Studien- und 
Prüfungsleistungen sowie Studienabschlüs-
sen aus dem Ausland mit Auflistung der 
ECTS-Leistungspunkte bzw. Transcript of Re-
cords; 

7. eine Erklärung darüber, ob für den beantrag-
ten Studiengang eine frühere Zulassung er-
loschen ist, weil die Bewerberin bzw. der Be-
werber eine Prüfung in dem Studiengang 
endgültig nicht bestanden hat oder der Prü-
fungsanspruch nicht mehr besteht (§ 60 
Abs. 2 Nr. 2 LHG); 

8. eine Erklärung darüber, ob ein Dienst-, Ar-
beits- oder Ausbildungsverhältnis besteht o-
der die Antragstellerin bzw. der Antragsteller 
sonst beruflich tätig ist sowie eine Beschei-
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nigung der Dienststelle oder des Arbeitge-
bers darüber, wie viel Zeit (Stunden/Woche) 
die Tätigkeit beansprucht (§ 60 Abs. 2 Nr. 4 
LHG); 

9. ein Antrag zur Festsetzung der Fachsemes-
terzahl und Bestimmung anrechenbarer Stu-
dien- und Prüfungsleistungen bei vorhande-
nen Vorstudienzeiten eine Bescheinigung 
des zuständigen vorigen Prüfungsamtes  
darüber, ob und in welchem Umfang anrech-
nungsfähige Studienleistungen und Studien-
zeiten vorliegen; 

10. im Falle eines Wechsels des Studiengangs 
im dritten oder einem höheren Semester ein 
schriftlicher Nachweis über eine auf den an-
gestrebten Studiengang bezogene studien-
fachliche Beratung (§ 60 Abs. 2 Nr. 5 LHG); 

11. für die Zulassung zu einem Aufbau- oder 
Masterstudium der Nachweis eines abge-
schlossenen Hochschulstudiums sowie 
sonstige Nachweise über die durch Zulas-
sungssatzung bestimmten weiteren Vo-
raussetzungen (§§ 31 Abs. 2, 29 Abs. 2 Satz 
3 LHG). Wer ein konsekutives Masterstu-
dium an der PH Ludwigsburganschließen 
möchte, muss bereits aus dem Bachelorstu-
dium vorhandene Unterlagen wie die Hoch-
schulzugangsberechtigung nicht erneut ein-
reichen, da die Studierendenakte fortgeführt 
wird; 

12. für ein Parallelstudium und für Teilzeitstudi-
engänge die nach § 60 Abs. 2 Nr. 4 LHG er-
forderlichen Nachweise; 

13. eine Erklärung darüber, ob und für welchen 
Studiengang eine Immatrikulation an einer an-
deren Hochschule vorliegt (§ 60 Abs. 1 S. 1 
LHG). 

(5) Internationale und staatenlose Studienbewerberinnen 
bzw. Studienbewerber haben dem Antrag außer den in 
Abs. 3 Nr. 2 bis 10 genannten Nachweisen zusätzlich 
beizufügen: 

1. eine amtlich beglaubigte Fotokopie ei-
ner deutschen Hochschulzugangsbe-
rechtigung oder eines ausländischen Bil-
dungsnachweises gemäß den Bewer-
tungsvorschlägen der Kultusministerkon-
ferenz - Zentralstelle für ausländisches 
Bildungswesen -; falls die Zeugnisse 
nicht in deutscher, englischer oder fran-
zösischer Sprache abgefasst sind, ist 
eine amtlich beglaubigte Übersetzung in 
einer dieser Sprachen vorzulegen, 

2. beglaubigte und ggf. übersetzte Nach-
weise über bisherige Studienleistungen, 

3. eine Darstellung des bisherigen Werde-
gangs mit vollständigen tabellarischen 
Angaben über die bisherige Ausbildung, 

4. ein Nachweis über ausreichende Kennt-
nisse der deutschen Sprache (§ 60 Abs. 
3 Nr. 1 LHG). 

(6) Führt die Hochschule in zulassungsbeschränkten Studi-
engängen ein Auswahl- oder Zulassungsverfahren 
durch, so sind die von der Hochschule durch Satzung 
bestimmten Unterlagen dem Antrag beizufügen. 

(7) Bei der Teilnahme am Vergabeverfahren der Stiftung für 
Hochschulzulassung gemäß § 7 HVVO können bei zu-
lassungsbeschränkten Studiengängen gemäß § 3 S.1 
HVVO bis zu drei Zulassungsanträge für die Pädagogi-
sche Hochschule Ludwigsburg parallel gestellt werden. 

Im Verfahren der Stiftung kann in Bezug auf alle gestell-
ten Anträge eine Präferenzreihenfolge angegeben wer-
den. Gemäß § 3 S. 2 HVVO kann die Teilnahme am Aus-
wahlverfahren gemäß § 10 HVVO auf die beiden erstge-
nannten Anträge beschränkt werden. 

§ 4 Immatrikulationsverfahren 

(1) Bei zulassungsbeschränkten Studiengängen ist der 
Antrag auf Immatrikulation innerhalb der im Zulas-
sungsbescheid festgesetzten Frist (Ausschlussfrist) 
schriftlich bei der Pädagogischen Hochschule ein-
zureichen. In begründeten Einzelfällen, insbeson-
dere bei schwierigen Sachverhalten, kann die Päda-
gogische Hochschule das persönliche Erscheinen 
in der Studienabteilung verlangen, wenn dies zur 
Klärung der Immatrikulationsvoraussetzungen er-
forderlich ist. Ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose haben zum Zwecke der Immatrikulation 
persönlich zu erscheinen. Bei Studiengängen, die 
ein Anrechnungsverfahren voraussetzen, weil sie 
erst in einem höheren Fachsemester studiert wer-
den können, wird wie bei zulassungsbeschränkten 
Studiengängen verfahren; die Immatrikulation setzt 
auch in diesen Fällen eine Entscheidung über die 
Zulassung voraus. Bei Masterstudiengängen sind 
die Regelungen in den entsprechenden Zulas-
sungssatzungen zu berücksichtigen. 

(2) Wird bei konsekutiven Masterstudiengängen im 
Übergang von der Bachelor- zur Masterphase eine 
vorübergehende Paralleleinschreibung gemäß § 2 
Abs. 4 in Verbindung mit der jeweiligen Auswahl- o-
der Zulassungssatzung aus zeitlichen Gründen er-
möglicht, erfolgt die Zulassung bzw. Immatrikulation 
in das Masterstudium unter Vorbehalt. Wird inner-
halb der Frist der Bachelorabschluss nicht nachge-
wiesen, ist die Master-Immatrikulation hinfällig. 

(3) Hinsichtlich Fristen für die Immatrikulation bei Stu-
dien-gängen ohne Zulassungsbeschränkung gilt § 3 
Abs. 1 Satz 3. Über die Gewährung einer Nachfrist 
bei diesen Fällen entscheidet die Hochschule zum 
Zeitpunkt des Fristablaufs. 

(4) Dem Immatrikulationsantrag sind beizufügen: 

1. die vollständig ausgefüllten Einschrei-
bungsformulare, 

2. von Bewerberinnen bzw. Bewerbern in 
grundständigen Studiengängen, die vorher 
an anderen Hochschulen studiert haben, 
die Exmatrikulationsbescheinigungen der 
zuvor besuchten Hochschulen, 

3. eine von der zuständigen Krankenkasse 
aufgrund des Gesetzes über die Kranken-
versicherung der Studierenden ausge-
stellte Versicherungsbescheinigung, 

4. bei Studiengängen, deren Durchführung 
mehreren Fakultäten zugeordnet ist, die 
Erklärung darüber, in welcher Fakultät die 
Bewerberin bzw. der Bewerber wählbar 
und wahlberechtigt sein will (§ 22 Abs. 3 
LHG), 

5. von ausländischen und staatenlosen Studi-
enbewerberinnen bzw. Studienbewerbern 
der Nachweis einer Aufenthaltsgenehmi-
gung oder Aufenthaltserlaubnis-EU, die zur 
Aufnahme eines Studiums berechtigt oder 
dieses nicht ausschließt (§ 60 Abs. 5 Nr. 
4 LHG). 

6. bei Erweiterungsfächern der Nachweis 
über das Bestehen der relevanten Modul-1-
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Prüfungen bzw. der akademischen Vorprü-
fung und ggf. das Ergebnis des Auswahlge-
sprächs. 

(5) Die Immatrikulation wird durch die Aufnahme der 
Studierenden bzw. des Studierenden in das Studie-
renden-register vollzogen, wenn der Hochschule 
sämtliche Unterlagen vorliegen und die Studienge-
bühr, der Beitrag für das Studentenwerk sowie der 
Verwaltungskostenbeitrag, der Beitrag für die Stu-
dierendenschaft und sonstige öffentlich-rechtliche 
Forderungen auf dem Konto der Hochschule einge-
gangen sind. Sofern nichts anderes bestimmt wird, 
wird die Immatrikulation mit Beginn des Semesters 
wirksam. Studierende erhalten als Bestätigung der 
vollzogenen Immatrikulation einen Studienausweis 
und bei Bedarf ein Studienbuch. 

§ 5 Studienunterlagen, Studienausweis 

(1) Das Studienbuch wird bei individuellem Bedarf 
während des Studiums ausgegeben zu Dokumenta-
tionszwecken spezieller Studiensachverhalte. Darin 
können neben den Semesterblättern für jedes Se-
mester der Bescheid über die Zulassung, Nach-
weise über Modulprüfungen, Auslandssemester, 
Urlaubssemester, über einen Fächerwechsel sowie 
der Nachweis über die Exmatrikulation abgeheftet 
werden. Die Erstellung der Studienunterlagen (Se-
mesterblatt, Immatrikulationsbescheinigungen) er-
folgt nach Einschreibung bzw. Rückmeldung über 
das Hochschulportal LSF. 

(2) Die multifunktionale Chipkarte für Studierende wird 
im Zuge der Immatrikulation ausgehändigt und stellt 
den Studierendenausweis dar, welcher für das ge-
samte Studium als Mitgliedsausweis dient. Die 
Chipkarte ist mit Namen, Vornamen und Matrikel-
nummer der Studierenden versehen und muss Se-
mesterweise an den Hochschulterminals mit einem 
Gültigkeitsaufdruck versehen werden. Gleichzeitig 
stellt die Chipkarte den Bibliotheksausweis dar und 
fungiert als Geldkarte in der Mensa sowie als Doku-
ment für den Erwerb des Semestertickets bei den 
Verkehrsbetrieben. 

III. Rückmeldung 

§ 6 Allgemeines 

(1) Will die Studierende bzw. der Studierende das Studium 
im folgenden Semester fortsetzen, hat sie bzw. er sich 
fristgerecht jeweils für das folgende Semester ord-
nungsgemäß zurückzumelden. Der Termin für die Rück-
meldung (Rückmeldefrist) wird hochschulöffentlich be-
kannt gemacht. 

(2) Meldet sich eine für das folgende Semester nicht beur-
laubte Studierende bzw. ein für das folgende Semester 
nicht beurlaubter Studierender trotz Aufforderung unter 
Fristsetzung nicht ordnungsgemäß zurück, kann sie 
bzw. er nach vorheriger Androhung der Maßnahme von 
Amts wegen exmatrikuliert werden, es sei denn, sie bzw. 
er hat das Versäumnis nicht zu vertreten. 

§ 7 Rückmeldeverfahren 

Die Rückmeldung gilt durch die fristgerechte Bezahlung der 
Studiengebühr, des Beitrags für das Studentenwerk sowie 
des Verwaltungskostenbeitrags, des Beitrags für die Studie-
rendenschaft und der sonstigen öffentlich-rechtlichen For-
derungen als ordnungsgemäß erklärt. Sie erfolgt in der 
Regel online über das Hochschulportal LSF auf dem 
Wege des Lastschrifteinzugsverfahrens. 

§ 8 Vollzug der Rückmeldung 

(1) Die Rückmeldung erfolgt durch Fortschreibung des Da-
tensatzes im Studierendenregister. Die Studierenden 
können sich nach erfolgter Rückmeldung ihre Studien-
unterlagen für das Folgesemester ausdrucken. 

(2) Die Rückmeldung darf nicht vollzogen werden, wenn 
eine Exmatrikulation zu erfolgen hat. 

IV. Beurlaubung 

§ 9 Beurlaubung 

(1) Beurlaubungsgründe: 
Auf Antrag können Studierende beurlaubt werden, die 

1. an einer ausländischen Hochschule oder ei-
ner Sprachschule studieren wollen, 

2. als Fremdsprachenassistent/in oder Schulas-
sistent/ in im Ausland tätig sein wollen, 

3. eine praktische Tätigkeit aufnehmen, die in ei-
ner Prüfungsordnung vorgeschrieben ist, oder 
die dem Studienziel dient, 

4. wegen Krankheit keine Lehrveranstaltungen 
besuchen können und bei denen die Krankheit 
die Erbringung der erwarteten Studienleistun-
gen verhindert, 

5. Schutzzeiten entsprechend § 3 Absatz 1 Mut-
terschutzgesetz, Elternzeit entsprechend § 15 
Absätze 1-3 Bundeselterngeld- und Elternzeit-
gesetz in Anspruch nehmen können, 

6. für Zeiten der Pflege einer/eines nahen Angehö-
rigen i. S. v. § 7 Absatz 3 des Pflegegesetzes 
(Ehegatten, Lebenspartner, Verwandte in gera-
der Linie, Verschwägerte ersten Grades) die o-
der der pflegebedürftig im Sinne der §§ 14 und 
15 des SGB XI, ,  

7. sonstige wichtige Gründe für eine Beurlau-
bung geltend machen. 

(2) Eine Beurlaubung von Erstimmatrikulierten ist nicht zu-
lässig, es sei denn, es besteht ein Beurlaubungsgrund 
nach § 9 Abs. 1 Ziif. 5 und 6 oder es tritt ein unvorher-
sehbarer Härtefall nach Aufnahme des Studiums ein. 

(3) Die Beurlaubung ist auf dem dafür vorgesehenen For-
mular mit den erforderlichen Nachweisen zu beantragen; 
auf Verlangen der Pädagogischen Hochschule sind nach 
Beendigung der Beurlaubung ergänzende Unterlagen 
zum Nachweis des Beurlaubungsgrundes vorzulegen. 
Wenn der Bescheinigungssatz für das Urlaubssemester 
bereits ausgefertigt wurde, ist er mit dem Urlaubsantrag 
vollständig vorzulegen. 

(4) Der Antrag auf Beurlaubung ist in der Regel für das 
nächste Semester innerhalb der Rückmeldefrist, spätes-
tens bis zum Beginn der Vorlesungszeit zu stellen. In den 
anderen Fällen ist die Beurlaubung unverzüglich nach 
Eintritt des Beurlaubungsgrundes zu beantragen. Dem 
Beurlaubungsantrag wird in der Regel nicht mehr statt-
gegeben, wenn der Beurlaubungsgrund nach Ablauf der 
Hälfte der Vorlesungszeit eingetreten ist. 

(5) Die Beurlaubung erfolgt durch einen schriftlichen Be-
scheid. Die Beurlaubung wird auf der Immatrikulations-
bescheinigung vermerkt. 

(6) Die Zeit der Beurlaubung soll in der Regel zwei Semes-
ter nicht übersteigen. Zeiten der Beurlaubung nach § 9 
Ziff. 5 und 6 werden nicht hierauf angerechnet. Die Be-
urlaubung wirkt immer für das ganze Semester. Urlaubs-
semester zählen als Hochschulsemester, bleiben aber 
bei der Berechnung der Fachsemester außer Ansatz. 
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(7) Beurlaubte Studierende nehmen nicht an der Selbstver-
waltung der Hochschule teil; sind nicht berechtigt, Lehr-
veranstaltungen zu besuchen und Hochschuleinrichtun-
gen, ausgenommen die bibliothekarischen Einrichtun-
gen, zu benutzen, sind jedoch berechtigt, während ihrer 
Beurlaubung Prüfungen abzulegen, die nicht Teil einer 
Lehrveranstaltung sind. Nach § 9 Abs.1 Ziff. 5 und 6 die-
ser Ordnung beurlaubte Studierende sind insoweit aus-
genommen als sie hiervon berechtigt sind an Lehrveran-
staltungen teilzunehmen, Studien- und Prüfungsleistun-
gen zu erbringen und Hochschuleinrichtungen zu nut-
zen. 

V. Exmatrikulation 

§ 10 Exmatrikulation 

(1) Die Mitgliedschaft Studierender in der Hochschule er- 
lischt durch Exmatrikulation. Die Exmatrikulation erfolgt 
auf Antrag der/des Studierenden oder von Amts wegen. 

(2) Der Antrag kann jederzeit gestellt werden. Mit dem An- 
trag sind folgende Unterlagen vorzulegen: 

– die Entlastungsbescheinigungen der Hochschulein-
richtungen, 

–  eine Verpflichtungserklärung über das Vernichten 
der für das nächste Semester abgespeicherten und 
ausgedruckten Immatrikulationsbescheinigungen, 

–  ggf. eine bereits für das nächste Semester validierte 
Chipkarte 

–  sowie ggf. ein Nachweis über bereits für das nächste 
Semester getätigte Zahlungen. 

(3) Die Exmatrikulation erfolgt in der Regel zum Ende des 
betreffenden Semesters. Eine Exmatrikulation mit sofor-
tiger Wirkung setzt voraus, dass besondere Gründe vor-
liegen und nachgewiesen werden. 

(4) Die Ausgabe des Prüfungszeugnisses setzt voraus, 
dass Studierende den Nachweis erbracht haben, die in 
Benutzungsordnungen der Hochschuleinrichtungen 
festgelegten Pflichten erfüllt zu haben. 

§ 11 Vollzug der Exmatrikulation 

(1) Die Exmatrikulation wird durch Beendigung des Studie-
renden-Datensatzes der bzw. des Studierenden in der 
Studierendendatenbank vollzogen. Der Exmatrikulati-
onsvermerk enthält den Tag des Wirksamwerdens der 
Exmatrikulation. Sofern nichts anderes bestimmt ist, 
wird die Exmatrikulation zum Ende des Semesters wirk-
sam. Ordnungsgemäß Exmatrikulierten werden eine Ex-
matrikulationsbescheinigung und eine Bescheinigung 
für die Rentenversicherung ausgestellt. 

(2) Im Falle einer von Amts wegen erfolgten Exmatrikulation 
(§ 62 Abs. 2 und 3 LHG) werden die in Absatz 1 genann-
ten Bescheinigungen ausgestellt, wenn sämtliche Vo-
raussetzungen des § 10 erfüllt sind. 

VI. Besondere Personengrup-
pen 

§ 12 Doktoranden/Doktorandinnen 

(1) Wer eine Doktorarbeit anfertigt und als Doktorandin oder 
Doktorand angenommen worden ist, wird gemäß § 7 Abs. 
4 der Promotionsordnung für die Dauer von bis zu drei Jah-
ren immatrikuliert. Die Pflicht zur Immatrikulation entfällt, 
wenn der Doktorand / die Doktorandin als akademische 
Mitarbeiter/in an der Pädagogischen Hochschule Ludwigs-
burg beschäftigt ist. Ist ein Eignungsfeststellungsverfah-
ren im Vorfeld der Promotion erforderlich, so erfolgt für 

einen Zeitraum von höchstens zwei Jahren eine Immat-
rikulation. Entsprechend werden Stipendiaten / Mitglie-
der eines Doktorandenkollegs immatrikuliert. 

(2) Zum Zwecke der Immatrikulation hat die Doktorandin 
bzw. der Doktorand der Studienabteilung den Nachweis 
der Annahme als Doktorand/Doktorandin bzw. für das 
Eignungsfeststellungsverfahren, die Promotionsverein-
barung und die sonstigen für eine Immatrikulation erfor-
derlichen Unterlagen vorzulegen. Im Falle der Verlänge-
rung der Annahme als Doktorand/Doktorandin gemäß § 
8 der Promotionsordnung der Pädagogischen Hoch-
schule Ludwigsburg ist der Studienabteilung die Verlän-
gerung rechtzeitig nachzuweisen, damit die Immatriku-
lation ebenfalls verlängert werden kann. 

(3) Doktoranden/Doktorandinnen die aufgrund der früheren 
Rechtslage bisher nicht immatrikuliert wurden, werden 
aufgrund von § 38 Abs. 5 LHG für den Rest der mögli-
chen Höchstdauer gem. § 7 Abs. 4 bzw. § 8 der Promo-
tionsordnung der Pädagogischen Hochschule Ludwigs-
burg nach Inkrafttreten dieser Änderungssatzung eben-
falls immatrikuliert. Für das Immatrikulationsverfahren 
gelten die Abs. 2 und 3 entsprechend. 

§ 13 Kurzzeitstudium (Gaststudierende) 

(1) Studierende ausländischer Partnerhochschulen bzw. 
Studierende anderer Hochschulen, die während eines 
bestimmten Abschnitts ihres Studiums an der Pädago-
gischen Hochschule Ludwigsburg studieren (Gaststu-
dierende), werden nicht zu einem Studiengang, sondern 
zu einem Kurzzeitstudium eines oder mehrerer Fächer 
zugelassen. Die Zulassung wird in der Regel auf zwei 
Semester befristet. Diese eingeschränkte Zulassung be-

rechtigt nicht zum Erwerb eines Hochschulabschlusses 
und nicht zur Teilnahme an Hochschulwahlen. 

(2) Die Studierende bzw. der Studierende kann einmalig die 
Verlängerung des Kurzzeitstudiums um ein Semester 
beantragen. Die Verlängerung innerhalb der Bewer-
bungsfrist gemäß § 3 Abs. 1 in der Zulassungsstelle 
schriftlich zu stellen. 

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten entsprechend, falls durch Sat-
zung die Möglichkeit eines studienvorbereitenden Se-
mesters eingerichtet wird (§ 60 Abs. 1 LHG). 

§ 14 Gasthörerinnen bzw. Gasthörer 

(1) Im Rahmen der vorhandenen Studienkapazität können 
auf Antrag Personen, die eine hinreichende Bildung 
nachweisen, zur Teilnahme an einzelnen Lehrveranstal-
tungen als Gasthörerin bzw. Gasthörer zugelassen 
werden, sofern die Gasthörergebühr auf dem Konto der 
Hochschule eingegangen ist (§ 64 Abs. 1 LHG). 

(2) Der Antrag auf Zulassung als Gasthörer ist auf dem be-
reitgestellten Formular innerhalb der ersten 2 Vorle-
sungswochen bei der Studienabteilung zu stellen. 

(3) Durch eine Zulassung als Gasthörerin bzw. Gasthörer 
wird die Erlaubnis zum Besuch bestimmter Lehrveran-
staltungen für die Dauer eines Semesters erteilt. Die Er-
laubnis ist auf 10 Semesterwochenstunden begrenzt. 

(4) Den Gasthörern wird von der Studienabteilung ein Gast-
hörerausweis ausgestellt. Gasthörer haben nur zu den 
im Gasthörerausweis angegebenen Lehrveranstaltun-
gen Zutritt. 

§ 15 Kontaktstudium 

Die Zulassung zum Kontaktstudium ist beim Zentrum für wis-
senschaftliche Weiterbildung (ZWW/CLPD) bzw. beim Kon-
taktstudium Kulturmanagement beim Institut für Kulturma-
nagement zu beantragen. 
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VII. Sonsti-
ges 

§ 16  Meldepflich-
ten 

(1) Der Verlust des Studienbuches oder des Studienaus- 
weises ist der Studienabteilung unverzüglich anzuzei-
gen. 

(2) Der Studienabteilung sind ferner alle Änderungen der 
im Studierendenregister erfassten Daten unverzüglich 
anzuzeigen. 

§ 17 Nachfristen 

(1) Wer die in dieser Satzung vorgesehenen Antragsfristen 
aus Gründen versäumt, die er nicht zu vertreten hat, 
kann auf Antrag eine Nachfrist erhalten. Dies gilt nicht 
für Ausschlussfristen. 

(2) Nachfristen sind so kurz wie möglich zu bemessen. Sie 
dürfen nur von der Hochschulleitung oder der/dem zu- 
ständigen Abteilungsleiterin bzw. Abteilungsleiter ge-
währt werden. 

(3) Für eine verspätete Immatrikulation oder Rückmeldung, 
einen verspäteten Teilstudiengangwechsel, die Rück-
nahme der Exmatrikulation, die Rückgabe des Studien-
platzes nach Semesterbeginn sowie verspätetes Belegen 
wird eine Gebühr auf der Grundlage der Gebührenver-
ordnung (Gebührenverzeichnis) erhoben. 

VIII. Schlussvorschriften 

§ 18  Inkrafttre-
ten 

(siehe Anmerkun-
gen) 

 
Anmerkungen zum Inkrafttre-
ten: 

Die Zulassungs- und Immatrikulationsordnung der Pädago- 
gischen Hochschule Ludwigsburg vom 27. Februar 2018 
tritt am Tage nach der Veröffentlichung in den Amtlichen 
Bekanntmachungen in Kraft. Die Zulassung- und Immatri-
kulationsordnung vom 6. August 2014 tritt gleichzeitig au-
ßer Kraft. 

Ludwigsburg, den 27. Februar 2018 

 

 

 

Prof. Dr. Martin Fix 

Rektor 

 


